
Normalität. Die Umsetzung des kommen-
den HSchG wird daher im privaten Sektor 
wenig bis keine Probleme bereiten, zumal 
ein solches System technisch relativ ein-
fach umzusetzen ist und zahlreiche Pro-
dukte und Anbieter dafür am Markt vor-
handen sind. Spannender wird die Umset-
zung im öffentlichen Sektor. Betroffen 
sind sowohl Hoheits- als auch Privatwirt-
schaftsverwaltung, wenn die jeweilige Or-
ganisationseinheit in Form einer juristi-
schen Person organisiert ist und mehr als 

50 Bedienstete hat. Bereits 
bisher gab es im öffentlichen 
Dienstrecht zwar einen 
Schutz von Hinweisgebern 
vor Repressionen, Verset-
zungen etc., aber keine Ver-
pflichtung zur Einrichtung 
eines umfassenden Hin-
weisgebersystems mit Rück-
meldepflicht etc. Die Ein-
richtung formalisierter Pro-
zesse samt Rückmeldepflicht 
an den Hinweisgeber kann 
hier eine positive Dynamik 

weg von Geheimchats, hin zu mehr Trans-
parenz und Gesetzestreue unterstützen. 

Es bleibt also zu hoffen, dass das über-
fällige Gesetz bald verabschiedet wird. 

Gesetze sind aber nur effektiv, wenn die 
Nichteinhaltung von Bestimmungen 
sanktioniert wird. Sanktionen sind im 
Entwurf aber nur für Verletzungen des 
Hinweisgeberschutzes, nicht aber für die 
völlige Nichteinrichtung des Systems vor-
gesehen. Der Gesetzgeber baut laut Erläu-
terungen zum Gesetzesentwurf in diesem 
Punkt auf „Einsicht in die Vorteile des Be-
mühens um rechtskonforme Vorgänge“. 
Angesichts der täglich neu veröffentlichten 
Chats ein allzu hehrer Wunsch. 

Das kleine, aber reiche Österreich kann 
in vielen Bereichen darauf verweisen, 

in der Weltspitze mitzuspielen. Im jähr-
lich verlautbarten Korruptionsindex von 
Transparency International ist Österreich 
allenfalls Mittelklasse und kann anderen, 
vergleichbar kleinen Ländern wie Däne-
mark, Norwegen, Finnland, Neuseeland 
und vielen mehr nicht das Wasser reichen.

So hat Österreich bis heute – trotz jah-
relanger Beteuerungen der Entschei-
dungsträger – kein Informationsfreiheits-
gesetz, dass das omnipräsente „Amtsge-
heimnis“ abschaffen beziehungsweise in 
der Form umkehren würde, dass der Staat 
begründen müsste, ob und worin ein Ge-
heimhaltungsinteresse besteht und sich 
nur dann auf dieses berufen kann. Es 
scheint, als ob sich der österreichische 
Staat besonders ungerne in die Karten 
schauen lassen möchte, was nicht gut ist 
für das Vertrauen in öffentliche Instituti-
onen. Einen besonderen und nicht unbe-
dingt erfreulichen Blick hinter die Kulis-

sen erhält die Öffentlichkeit derzeit aus 
Chats aus Strafverfahren, die den An-
schein von massivster Korruption, Amts-
missbrauch und einer „anything goes 
Mentalität“ abbilden. Das fördert zwar auf 
gewisse Weise Transparenz, aber erst 
nachdem mutmaßliche Straftaten von 
Amtsträgern begangen wurden. Man 
kann sich darüber freuen, dass die WKStA 
und die Medien einen großen Beitrag für 
Transparenz gegenüber den Mächtigen 
leisten. Im Interesse einer funktionieren-
den Demokratie und eines „guten Staates“ 
wäre aber Prävention gegenüber Kor-
ruption der Vorrang zu geben. 

Um eine jahrzehntelange Kultur von 
Verhaberung, Parteienloyalität und Kor-
ruption im Kleinen wie im Großen zu ver-
ändern, sind viele Prozesse notwendig. 
Einige rechtliche Stellschrauben, die ei-
nen großen Effekt auf Transparenz und 
damit auch auf Prävention hätten, ließen 
sich aber relativ einfach drehen oder wä-
ren schon lange zu drehen gewesen.

Mit der europäischen Whistleblo-
wing-Richtlinie (EU 2019/1937) wurde 
ein Rechtsrahmen für die Mitgliedstaaten 
geschaffen, der bis 17. Dezember 2021 (!) 
in nationales Recht umzusetzen gewesen 
wäre. Österreich ist ohne nähere Begrün-
dung bislang säumig mit der Umsetzung. 
Ein Entwurf eines Hinweisgeber:innen-

schutzgesetzes (HSchG) liegt seit Juni 
2022 vor; wann und ob dieser als Gesetz 
beschlossen wird, ist derzeit offen. 

Unter Whistleblowing wird die Mel-
dung von Missständen und Verdachts
momenten an zuständige Stellen, Straf-
verfolgungsbehörden oder die Medien 
verstanden. Der Whistleblower oder 
„Hinweisgeber“ ist dabei – in der Regel 
aufgrund seines Berufs – im Besitz be-
stimmter, nicht öffentlich bekannter In-
formationen, die Verfehlungen durch Per-
sonen (Entscheidungsträger) oder Ver-
bände offenlegen. Der europäische 
Gesetzgeber sieht es als notwendig, Whist-
leblowing einem gesetzlichen Rahmen 
zuzuführen, dabei zu institutionalisieren 
und ein Mindestschutzniveau für Perso-
nen festzulegen, die Verstöße gegen Uni-
onsrecht melden. In den USA wurde eine 
ähnliche Regelung bereits 2002 in Reak-
tion auf den Enron-Skandal im „Sarbanes 
Oxley Act“ geschaffen, der insbesondere 
für in den USA börsennotierte Unterneh-
men die Verpflichtung zur Einrichtung 
von Whistleblowersystemen und den 
Schutz von Whistleblowern vorsieht. 
Auch in Österreich existieren insbesonde-
re im Finanzbereich sondergesetzliche 
Pflichten zur Einrichtung von Hinweisge-
bersystemen.

Wird die EU-Richtlinie umgesetzt, 
müssen juristische Personen des 

privaten und des öffentlichen Sektors 
Hinweisgebersysteme etablieren, die es 
ermöglichen, dass Personen intern oder 
bei eigens eingerichteten externen Stellen 
Missstände melden und Folgemaßnah-
men ergriffen werden können. Unter 
Schutz stehen dabei insbesondere ehema-
lige, gegenwärtige und zukünftige Mitar-
beiter, aber auch deren sonstige Vertrags-

partner und insbesondere auch Anteils-
eigner (und wohl auch deren Vertreter) 
sowie Unterstützer. 

Die zu etablierenden Systeme müssen 
den Schutz der Identität der Hinweisgeber 
gewährleisten und sicherstellen, dass Hin-
weisen nachgegangen und angemessene 
Maßnahmen ergriffen werden. Der Hin-
weisgeber muss darüber informiert wer-
den, welche Maßnahmen die betroffene 
Organisation trifft, um dem Hinweis 
nachzugehen. 

Damit ist gewährleis-
tet, dass Hinweise nicht 
im Sand versickern kön-
nen, weil davon auszuge-
hen ist, dass dann der 
Hinweisgeber weitere 
Schritte, insbesondere 
eine Information von Be-
hörden oder auch den 
Medien setzen würde. 
Letztlich dient daher der 
Prozess, den die Richtli-
nie vorsieht, auch den be-
troffenen Unternehmen 
und Verbänden, weil nach der Rechtspre-
chung des EGMR zum Arbeitsverhältnis 
ein funktionierendes internes Hinweisge-
bersystem prioritär in Anspruch zu neh-
men ist, und damit eine Information von 
externen Stellen durch Arbeitnehmer:in-
nen hintangehalten werden kann. Das gilt 
aber nur, wenn der Hinweisgeber davon 
ausgehen kann, dass auf seine Hinweise 
angemessen reagiert wird. 

Die umzusetzende EU-Regelung be-
zieht sich auf ganz konkrete Bereiche 

des Unionsrechts. So stehen zum Beispiel 
Meldungen von Verstößen gegen unions-
rechtliche Bestimmungen zum öffentli-
chen Auftragswesen („Vergaberecht“), Fi-

nanzdienstleistungen, Geldwäsche, Terro-
rismusfinanzierung, Verkehrssicherheit, 
Umwelt- und Strahlenschutz, öffentliche 
Gesundheit, Verbraucherschutz, Daten-
schutz und zum (europäischen) Steuer-
recht unter Schutz. 

Aber auch Verstöße gegen die finanzi-
ellen Interessen der Europäischen Union 
sind betroffen. Der nationale Gesetzgeber 
hat daher in seinem Entwurf den Anwen-
dungsbereich konkret auch auf wesentli-
che Korruptionsdelikte (§§ 302 – 309 

StGB) erstreckt, deren Verwirklichung 
nicht nur den nationalen finanziellen In-
teressen, sondern auch jenen der Union 
entgegenstehen. Nicht geschützt sind hin-
gegen Meldungen von Verstößen gegen 
den Arbeitnehmerschutz oder sexueller 
Belästigungen und vielem mehr, die aber 
in den Anwendungsbereich des Unions-
rechts fallen. Nachdem es gerade in die-
sem Bereich an sondergesetzlichen Rege-
lungen mangelt, wäre dies jedenfalls zu 
ergänzen.

Für viele Unternehmen im privaten 
Sektor sind Whistleblowing -Systeme 

bereits aufgrund von Konzernvorgaben 
oder Branchenspezifika seit vielen Jahren 

II Die zu etablierenden  
Systeme müssen den Schutz 
der Identität der Hinweis-

gegeber gewährleisten  
und sicherstellen.II 

Der österreichische Krampf mit dem Whistle- 
blowing: Die EU-Richtlinie zum Schutz von Whistle– 
blowern wäre bereits im Dezember 2021 in österreichi-
sches Recht umzusetzen gewesen, der Gesetzgeber ist 
aber nach wie vor säumig. Er stellt sich damit nicht nur 
unionsrechtlich ins Abseits, sondern verhindert einen 
positiven Einfluss auf gute Verwaltung und Wirtschaft.
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